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Das Grundrecht auf menschenwürdige Existenz gilt auch für Ausländer

Das BVerfG hat mit Urteil vom 18.07.2012
 die Grundleistungen nach § 3 AsylbLG für verfassungswidrig erklärt. 

Anders als die Hartz-IV-Regelsätze hält das BVerfG die Beträge nach § 3 AsylbLG auch für evident unzureichend, da sie seit 1993 nicht verändert wurden.
 Die Höhe der Grundleistungen nach § 3 sei zudem nicht realitätsgerecht und begründbar ermittelt, der Gesetzgeber habe sich seinerzeit auf bloße Kostenschätzungen gestützt, bis heute seien keine nachvollziehbaren Berechnungen vorgelegt worden.

Das BVerfG bestätigt seine im "Hartz IV Urteil" getroffenen Feststellungen, dass Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG ein Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums garantiert, und dass der Anspruch sowohl die physische Existenz des Menschen als auch ein Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben umfasst.
 

Nunmehr stellt das BVerfG darüber hinaus heraus, dass "Art. 1 Abs. 1 GG diesen Anspruch als Menschenrecht" begründet, dass das Grundrecht auch "die Sicherung der Möglichkeit zur Pflege zwischenmenschlicher Beziehungen" umfasst, und dass das Grundrecht auf ein menschenwürdiges Existenzminimum "deutschen und ausländischen Staatsangehörigen, die sich in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten, gleichermaßen" zusteht."
 

Das BVerfG stellt weiter klar: "Migrationspolitische Erwägungen, die Leistungen an Asylbewerber und Flüchtlinge niedrig zu halten, um Anreize für Wanderungsbewegungen durch ein im internationalen Vergleich eventuell hohes Leistungsniveau zu vermeiden, können von vornherein kein Absenken des Leistungsstandards unter das physische und soziokulturelle Existenzminimum rechtfertigen. Die in Art. 1 Abs. 1 GG garantierte Menschenwürde ist migrationspolitisch nicht zu relativieren."
 

Im Folgenden der Versuch einer Darstellung der Konsequenzen aus dem Urteil.

Maßgaben für eine verfassungskonforme Neuregelung der Leistungen

Das BVerfG hat den Gesetzgeber verpflichtet, "unverzüglich für den Anwendungsbereich des AsylbLG eine Neuregelung zur Sicherung des menschenwürdigen Existenzminimums zu treffen." Eine konkrete Frist hat das BVerfG dem Gesetzgeber hierfür nicht gesetzt.

Für eine Neufestsetzung der Leistungen auf niedrigerem Niveau als für Inländer besteht nach dem Urteil des BVerfG zum AsylbLG allerdings kaum noch ein Spielraum: "Falls der Gesetzgeber bei der Festlegung des menschenwürdigen Existenzminimums die Besonderheiten bestimmter Personengruppen berücksichtigen will, darf er bei der konkreten Ausgestaltung existenzsichernder Leistungen nicht pauschal nach dem Aufenthaltsstatus differenzieren. Eine Differenzierung ist nur möglich, sofern deren Bedarf an existenznotwendigen Leistungen von dem anderer Bedürftiger signifikant abweicht und dies folgerichtig in einem inhaltlich transparenten Verfahren anhand des tatsächlichen Bedarfs gerade dieser Gruppe belegt werden kann."
 

Der  Gesetzgeber ist aufgrund des Sozialstaatsgebotes des Art. 20 GG gehalten, "die soziale Wirklichkeit zeit- und realitätsgerecht im Hinblick auf die Gewährleistung des menschenwürdigen Existenzminimums zu erfassen. Die hierbei erforderlichen Wertungen kommen dem parlamentarischen Gesetzgeber zu. Ihm obliegt es, den Leistungsanspruch in Tatbestand und Rechtsfolge zu konkretisieren." Dem Gesetzgeber stehe dabei ein Gestaltungsspielraum zu.

Das BVerfG stellt weiter klar: "Maßgeblich ... können dabei nur die Gegebenheiten in Deutschland sein, dem Land, in dem dieses Existenzminimum gewährleistet sein muss. Daher erlaubt es die Verfassung nicht, das in Deutschland zu einem menschenwürdigen Leben Notwendige unter Hinweis auf das Existenzniveau des Herkunftslandes von Hilfebedürftigen oder ... in anderen Ländern niedriger als nach den hiesigen Lebensverhältnissen geboten festzulegen."
 Der Hinweis bezieht sich auf die vom Vertreter der Bundesregierung in der mündlichen Verhandlung angeführten niedrigeren Standards in anderen Ländern der EU.

Ob der Bedarf für Menschen mit vorübergehendem Aufenthalt abweichend bestimmt werden kann, "hängt allein davon ab, ob wegen eines nur kurzfristigen Aufenthalts konkrete Minderbedarfe gegenüber Hilfsempfängern mit Daueraufenthaltsrecht nachvollziehbar festgestellt und bemessen werden können. Hierbei ist auch zu berücksichtigen, ob durch die Kürze des Aufenthalts Minderbedarfe durch Mehrbedarfe kompensiert werden, die typischerweise gerade unter den Bedingungen eines nur vorübergehenden Aufenthalts anfallen."
 

Wenn sich tatsächlich spezifische Minderbedarfe bei nur kurzfristigem Aufenthalt nachweisen lassen, und der Gesetzgeber dafür die Existenzleistungen gesondert bestimmen will, "muss er sicherstellen, dass die gesetzliche Umschreibung dieser Gruppe hinreichend zuverlässig tatsächlich nur diejenigen erfasst, die sich regelmäßig nur kurzfristig in Deutschland aufhalten. Eine Beschränkung ...ist  ohne Rücksicht auf die Berechtigung einer ursprünglich gegenteiligen Prognose jedenfalls dann nicht mehr gerechtfertigt, wenn der tatsächliche Aufenthalt die Spanne eines Kurzaufenthalts deutlich überschritten hat. Für diese Fälle ist ein zeitnaher, an den Gründen des unterschiedlichen Bedarfs orientierter Übergang von den existenzsichernden Leistungen für Kurzaufenthalte zu den Normalfällen im Gesetz vorzusehen."

Das BVerfG weist darauf hin, dass die dem AsylbLG zugrunde liegende Annahme, dass eine kurze Aufenthaltsdauer eine geringere Leistungshöhe rechtfertigt, nicht belegt ist. Weder dem Gesetz noch den Gesetzesmaterialien oder den Stellungnahmen im Verfahren beim BVerfG ließen sich Anhaltspunkte entnehmen, dass sich die Aufenthaltsdauer konkret auf die existenzsichernden Bedarfe auswirkt. Die dem AsylbLG zugrundliegende Annahme, dass bei einem vorübergehenden Aufenthalt der Bedarf geringer sei, weil auf die soziale Integration verzichtet werden könne, steht somit in Frage. 

Zudem fehlt laut BVerfG ein Beleg, dass sich AsylbLG-Leistungsberechtigte typischerweise nur für kurze Zeit in Deutschland aufhalten.
 Der Anwendungsbereich des AsylbLG wurde seit 1993 mehrfach erweitert und umfasse heute Menschen mit sehr unterschiedlichen Aufenthaltsstatus. Der überwiegende Teil halte sich bereits länger als sechs Jahre in Deutschland auf (BT-Drs. 17/642). Es lägen keine Daten vor, wie viele Personen in ein gesichertes Aufenthaltsrecht wechseln und wie viele binnen kurzer Zeit das Land verlassen. Unklar sei auch, wie viele Menschen - wie die Klägerin im Ausgangsverfahren - die deutsche Staatsangehörigkeit erwerben. Die im AsylbLG angelegte Vermutung, sie alle hielten sich nur kurzzeitig in Deutschland auf, sei vor diesem Hintergrund erheblichen verfassungsrechtlichen Bedenken ausgesetzt. Jedenfalls für die in § 2 AsylbLG vorgesehene Dauer von mittlerweile vier Jahren sei es nicht mehr gerechtfertigt, von einem nur kurzen Aufenthalt mit möglicherweise spezifisch niedrigem Bedarf auszugehen.

Nicht zuletzt die vom BVerfG getroffene Übergangsregelung verdeutlicht, dass Maßstab für eine Neuregelung der Leistungen an Asylsuchende und ggf. weitere Ausländer mit vorübergehendem Aufenthalt allein die Regelbedarfe des SGB II/XII sein können. BMAS-Staatssekretärin Niederfranke erklärte als Vertreterin der Bundesregierung in der mündlichen Verhandlung, man werde sich mangels anderer evidenter Daten zu den Existenzbedarfen bei der Neufestsetzung der Leistungen an der dem RBEG
 zugrunde liegenden EVS
 orientieren. Dann stellt sich allerdings die Frage, welchen Sinn das AsylbLG noch hat, und ob statt einer Neuregelung dessen Aufhebung die richtigere Lösung ist.

Übergangsregelung des BVerfG - Regelsätze analog SGB II/XII rückwirkend ab 1.1.2011

Das BVerfG hat wegen der evident unzureichenden Leistungen bis zum Inkrafttreten einer verfassungskonformen gesetzlichen Neuregelung eine Übergangsregelung angeordnet. Danach sind ab dem 1.1.2011 gemäß § 3 AsylbLG Leistungen in Höhe der Regelbedarfe nach dem RBEG bzw. dem SGB II/XII zu erbringen. 

Die höheren Leistungen sind im Hinblick auf die unterbliebenen Konsequenzen des Gesetzgebers aus dem Hartz IV-Urteil rückwirkend ab 1.1.2011 zu gewähren. Der Gesetzgeber habe sich spätestens mit der Entscheidung des BVerfG zu den SGB II-Regelsätzen auf die Notwendigkeit einer Neuregelung einstellen müssen. Die Rückwirkung gilt allerdings nur, soweit noch keine bestandskräftigen Bescheide vorliegen.
 Die Anwendung des § 44 SGB X auf Nachzahlungsansprüche aus dem Urteil hat das BVerfG für Zeiträume bis Ende Juli 2012 ausgeschlossen.

Im Grundsatz kommen somit ab 1.1.2011 die Regelsätze nach SGB II/XII (Hartz IV) zur Auszahlung. Da jedoch gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 letzter Halbsatz AsylbLG - anders als nach SGB II/XII - zusätzlich zu den Grundleistungsbeträgen die "notwendigen Kosten für Hausrat" zu übernehmen sind, wofür anders als nach SGB II/XII bei Bedarf auch zusätzliche Beihilfen für einen laufenden Ergänzungsbedarf beansprucht werden können, werden die Grundleistungsbeträge nach § 3 Abs. 2 AsylbLG im Verhältnis zu den Regelsätzen nach SGB II/XII jeweils um die in §§ 5 und 6 RBEG genannten Beträge für Hausrat (Abteilung 5 EVS "Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -gegenstände") gekürzt.
 

Erhebliche Konsequenzen hat das Urteil auch für den zusätzlich zu Sachleistungen oder Gutscheinen zu leistenden Barbetrag zum persönlichen Bedarf. Hierfür sind nach der Übergangsregelung des BVerfG ohne Einschränkung die Positionen der Abteilungen 7 - 12 der EVS gemäß §§ 5 bis 7 RBEG zu gewähren. Daraus ergibt sich im Falle einer Sachleistungsversorgung für den Haushaltsvorstand ab 1.1.2012 ein Barbetrag von 133,- € statt bisher 40,90 €, für Kinder liegt der neue Barbetrag zwischen 77,- und 85,- € statt bisher 20.45 €. 

Die Grundleistungsbeträge nach § 3 Abs. 2 AsylbLG errechnen sich aus dem Bedarf an Nahrung, Kleidung, Verbrauchsgütern des Haushalts (Strom) und Körperpflege, jedoch ohne den Bedarf für Hausrat (Abt. 5 EVS gem. RBEG 2010). Für die folgende Tabelle wurden die Bedarfe der Abt. 1, 3, 4, 6 EVS gemäß RBEG 2010, zuzüglich der Anhebung um 0,55 % ab 1.1.2011 nach § 7 Abs. 2 RBEG und um weitere 1,99 % ab 1.1.2012 nach RBSFV 2012
 addiert.
 Diese Beträge sind in bar, Wertgutscheinen oder anderen vergleichbaren Abrechnungen zu gewähren. Sie stellen wohl auch die absolute Untergrenze für den Wert der Sachleistungen nach § 3 Abs. 1 S. 1 dar. 

Hinzu kommt - auch bei Sachleistungsgewährung - der Barbetrag nach § 3 Abs. 1 Satz 4 AsylbLG in Höhe der Summe der Bedarfe nach Abt. 7 - 12 RBEG 2010, ebenfalls zuzüglich 0,55 % ab 1.1.2011 und 1,99 % ab 1.1.2012. 
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Zu den genannten Beträgen hinzu kommen gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 AsylbLG letzter Satzteil die Kosten für Unterkunft und Heizung und die nach Bedarf zu gewährenden Beihilfen für Hausrat (Abt. 5 RBEG 2010). Während Verbrauchsgüter des Haushalts wie z.B. Strom, WC-Papier oder Waschpulver in den Beträgen nach § 3 Abs. 2 enthalten sind, sind für Gebrauchsgüter des Haushalts wie Geschirr und sonstige Küchenutensilien, Staubsauger, Möbel, Bettzeugs, Handtücher, Kühlschrank und Waschmaschine usw. gemäß § 3 Abs. 2 letzter Satzteil nicht nur für Erstausstattungen, sondern - anders als nach SGB II/XII - auch für den laufenden Ergänzungsbedarf zusätzliche Beihilfen zu bewilligen. Hinzu kommen weiterhin wie bisher medizinische Leistungen nach § 4 AsylbLG und Sonderbedarfe nach § 6 AsylbLG.

Kürzungen für erhaltene Sachleistungen

Kürzungen der Geldbeträge nach § 3 Abs. 2 AsylbLG - nicht jedoch des Barbetrags nach § 3 Abs. 1 - für erhaltene Sachleistungen sind nur insoweit zulässig, wie im konkreten Fall für den betreffenden Bedarf tatsächlich das menschenwürdige Existenzminimum deckende Sachleistungen erbracht wurden.
 

Dies ist beispielsweise bei einer zentrale Stromversorgung für Licht und Kochen in einer Gemeinschaftsunterkunft denkbar, soweit diese nicht über individuelle Zähler abgerechnet wird. Dabei dürfte künftig für die Aufschlüsselung der Beträge des RBEG und die der Begründung des RBEG zugrunde liegende Sonderauswertung zur EVS
 maßgeblich sein. 

Anders als bisher dürften künftig jedoch keine Kürzungen für eine in Gemeinschaftsunterkünften oder Mietwohnungen vorhandene zentrale Warmwasserversorgung mehr zulässig sein, da diese nach seit 1.1.2011 nicht mehr im Regelbedarf nach dem RBEG enthalten ist, sondern gemäß § 30 Abs. 7 SGB XII zusätzlich zum Regelbedarf geleistet wird.

(Tabelle hierzu an dieser Stelle demnächst...)

Durchsetzung von Nachzahlungsansprüchen

Gegen nicht bestandskräftige Bescheide über Leistungen nach § 3 AsylbLG sollte Widerspruch eingelegt und die Nachzahlung der Differenz zu den Regelbedarfen analog SGB II/XII (ohne Hausrat) ab 1.1.2011 beantragt werden. 

Liegt aktuell kein Bescheid vor bzw. ein solcher ohne Rechtsbehelfsbelehrung, beträgt gemäß § 66 SGG die Widerspruchsfrist 12 Monate. Frühere Bewilligungsbescheide zum AsylbLG könnten allerdings als "Verwaltungsakt mit Dauerwirkung" angesehen werden, wodurch sie auch für die Zukunft Bestandskraft entfalten würden, wenn seinerzeit kein Rechtsmittel eingelegt wurde. Dem ist jedoch entgegenzuhalten, das über Sozialhilfe und AsylbLG-Leistungen als unmittelbar existenzsichernde Leistungen - anders als beim SGB II und der Grundsicherung nach dem 4. Kapitel SGB XII - grundsätzlich monatlich neu zu entscheiden ist. Behörden und Gerichte diese Frage - abhängig auch von konkreten Ausgestaltung der Bescheide und den tatsächlichen Verhältnissen im Einzelfall - wohl unterschiedlich beurteilen.

Im Ergebnis sollten AsylbLG-Bezieher, die irgendwann seit 1.1.2011 Leistungen nach § 1a oder 3 AsylbLG erhalten haben, in jedem Fall Widerspruch einlegen und unter Verweis auf das BVerfG-Urteil rückwirkend ab 1.1.2011 die Nachzahlung der Differenzbeträge zum SGB II/XII beantragen, und die Sozialbehörde zu einer nach Monaten differenzierten Neuberechnung und Begründung auffordern.

Ein alleinstehender Asylsuchender, der in einer Gemeinschaftsunterkunft ohne schriftlichen Bescheid lediglich Sachleistungen und den Barbetrag nach § 3 Abs. 1 AsylbLG erhalten hat, kann beispielsweise auf seinen rückwirkend für 12 Monate zulässigen Widerspruch eine Nachzahlung der Differenz von 40.90 € zu 133 € für 12 Monate = 1.105,20 € beanspruchen.

Zulässigkeit einer Bedarfsdeckung durch Sachleistungen?

Die Gewährung von Sachleistungen nach § 3 Abs. 1 AsylbLG war nicht Gegenstand des Vorlageverfahrens, da die in NRW lebenden Kläger die Leistungen nach § 3 Abs. 2 AsylbLG - wie nach Feststellung des BVerfG inzwischen ganz überwiegende Praxis
 - in bar erhielten. 

Das BVerfG wiederholt insoweit lediglich seine schon im Hartz IV Urteil enthaltene Aussage, "ob der Gesetzgeber das Existenzminimum durch Geld-, Sach- oder Dienstleistungen sichert, bleibt grundsätzlich ihm überlassen."
 Die Übergangsregelung des BVerfG zum AsylbLG greife "unter der Voraussetzung und in der Annahme, dass Sachleistungen aktuell das menschenwürdige Existenzminimum tatsächlich decken, nicht in die Regelungssystematik des AsylbLG hinsichtlich der Art der Leistungen ein."
 

Daraus könnte man schließen, dass künftig die Sozialbehörde die Beweislast dafür trägt, dass die Sachleistungen den Bedarf tatsächlich decken, und dass für den Wert der Sachleistungen die Beträge nach § 3 Abs. 2 AsylbLG jedenfalls die absolute Untergrenze bilden. Hingegen sind seitens der Sozialbehörden - zumal in die Berechnung mittelbar immer auch Kosten für Logistik usw. eingehen - wesentlich höhere Kosten als die Beträge nach § 3 Abs. 2 aufzuwenden, um existenzsichernde Sachleistungen zu gewährleisten. Maßstab für die Bemessung des Wertes der Sachleistungen kann dabei nur das Preisniveau der Discounter sein. 

Ungelöst bleibt auch das Problem der fehlenden Proportionalität und der fehlenden Möglichkeit zum Ausgleich und Wirtschaften innerhalb der einzelnen Bedarfe im Falle einer Sachleistungsversorgung. Vor allem abner spricht die faktische Unmöglichkeit einer effektiven rechtlichen Kontrolle, ob, wann und inwieweit der individuelle Bedarf durch die erbrachten Sachleistungen tatsächlich gedeckt wird, dagegen, dass eine verfassungskonforme Sachleistungsversorgung überhaupt möglich ist. 

Anhand welcher Maßstäbe soll ein Asylsuchender z.B. nachweisen, dass er heute u.A. zwei Schreiben Brot zu wenig erhalten hat, und wie kann er diesen Bedarf glaubhaft machen und aktuell praktisch und rechtlich durchsetzen, um heute und künftig ausreichend Brot zu erhalten?
 

So bleiben nach dem Urteil des BVerfG zum AsylbLG die schwerwiegenden Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Sachleistungen bestehen. Rothkegel kritisiert das "Sachleistungsprinzip" zu Recht als Prinzip "Vogel friss oder stirb."
 Die Sachleistungen sind systembedingt keiner gerichtlichen Kontrolle zugänglich und genügen daher nicht den Maßstäben an ein verfassungskonformes Existenzminimum.

Nicht umsonst richten sich auch die aktuellen Flüchtlingsproteste in Bayern weniger gegen die zu geringen Geldbeträge nach dem AsylbLG, als vielmehr gegen die auch nach dem Urteil des BVerfG fortgesetzte Verletzung ihrer Menschenwürde durch die diskriminierende Sachleistungsversorgung, die Einweisung in Sammellager, das Arbeitsverbot und die Residenzpflicht. Da alle genannten Einschränkungen mindestens ebenso grundrechtsrelevant sind wie die Einschränkungen des AsylbLG, sind auch hiergegen Verfassungsbeschwerden zu prüfen.
Mehrbedarfe, Erstausstattungen, Bildungs- und Teilhabepaket, Erwerbstätigenfreibeträge analog SGB II/XII

Das Urteil des BVerfG trifft hierzu keine Aussagen. Da das Urteil sich auf die nach Art. 1und 20 GG für ein Existenzminimum zwingenden Bedarfe und nicht auf den Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 GG stützt, dürften etwa Mehrbedarfe für Alleinerziehende in der im SGB II/XII genannten Höhe kaum durchsetzbar sein. Anders sieht dies für die Mehrbedarfe für Warmwasser, bei Schwangerschaft oder kostenaufwändiger Ernährung bei Krankheit sowie sonstige unabweisbare Sonderbedarfe aus (§ 30 Abs. 2, 5 und 7 sowie § 27a Abs. 4 S. 1 SGB XII). 

Diese laufenden Mehr- und Sonderbedarfe müssen künftig als nicht in den Regelbedarfsätzen nach RBEG enthaltene Bedarfe ebenso als zusätzliche Leistungen nach § 6 AsylbLG erbracht werden wie Erstausstattungen analog § 31 SGB XII oder das Bildungs- und Teilhabepaket analog § 34 SGB XII. Letzteres sei bereits bundesweit der Fall, behauptete übrigens Staatssekretärin Niederfranke in der mündlichen Verhandlung beim BVerfG.

Hingegen scheint fraglich, ob die Freibeträge für Erwerbstätige künftig nach § 7 AsylbLG, analog § 82 SGB XII oder analog der für die Betroffenen günstigsten Variante des § 11b SGB II zu berechnen sind. Da in jedem Fall der Existenzminimumsbedarf verfassungskonform gesichert sein muss, müsste jedoch anders als bisher künftig zwingend zumindest die notwendigen Aufwendungen (Fahrt- und weitre "Werbungskosten") gesondert berücksichtigt werden.

Medizinische Versorgung nach §§ 4 und 6 AsylbLG

Zur Einschränkung der med. Versorgung nach §§ 4 und 6 AsylbLG hat das BVerfG sich nicht geäußert, da diese nicht Gegenstand des Vorlageverfahrens war. 

Sowohl der Auslegungsbedarf des § 4 (keine Behandlung chronischer Krankheiten?) als auch die Ermessensregel des § 6 (soweit diese überhaupt in die Prüfung einbezogen wird) führen dazu, dass die im AsylbLG nach wie vor benutzten Papierkrankenscheine erst nach anlassbezogener Einzelfallprüfung (nachdem der Patient erkrankt ist) bei persönlicher Vorsprache auf dem Sozialamt erhältlich sind, ihre Geltung oft kurz befristet wird (zB auf 14 Tage), und Facharztbehandlung oft erst nach Wochen dauernder Prüfung durch den Amtsarzt genehmigt wird. 

Dies erhöht nicht nur die Zahl der Fahrten zum Arzt, Sozialamt und Amtsarzt in die Kreisstadt und führt zur mittelbaren Kürzung des dafür einzusetzenden Barbetrags, vor allem wird so der Zugang zu notwendiger Behandlung erheblich erschwert, zeitlich verzögert und teils auch verhindert. 

Hingegen ist im SGB V die Krankenbehandlung durchweg als Anspruchsleistung ausgestaltet. Das Recht auf Gesundheit und die medizinische Versorgung nicht schmerzhafter chronischer Erkrankungen dürfen nicht - wie mit § 6 AsylbLG geschehen - ins Ermessen des Sozialamts gestellt werden. 

Die unklar formulierten, auslegungsbedürftigen Regelungen der §§ 4 und 6 AsylbLG verstoßen gegen das Gebot der Normenklarheit und sind daher verfassungswidrig.
Fristberechnung nach § 2 AsylbLG

Die willkürlichen Ergebnisse der Fristberechnung nach § 2 AsylbLG, rechtlich anzugreifen war das ursprüngliche Anliegen der seit sieben Jahren bzw. seit Geburt in Deutschland lebenden Kläger im Vorlageverfahren beim BVerfG. Nach dem Urteil des BSG vom 17.6.2008 zu § 2 AsylbLG zählen für die vierjährige Wartefrist nicht etwas die bisherige Aufenthaltsdauer, sondern allein die Zeiten des Leistungsbezugs nach § 3 AsylbLG, womit Zeiten einer Erwerbstätigigkeit oder des Bezugs anderer Sozialleistungen unberücksichtigt bleiben, und gerade bei gut integrierten Flüchtlinge Leistungen nach § 3 AsylbLG auch nach mehr als 10 Jahren Aufenthaltsdauer noch in Betracht kommen.

Das LSG NRW erklärte diese Fristberechnung unter Hinweis auf den Wortlaut des § 3 Abs. 1 AsylbLG und das diesbezügliche BSG-Urteil ebenfalls für zulässig, und legte dem BVerfG stattdessen die nach seiner Auffassung verfassungswidrigen Grundleistungsbeträge nach § 3 AsylbLG zur Prüfung vor. 

Folgerichtig hat das BVerfG sich nicht mit der Berechnung der Vorbezugszeiten befasst und stattdessen die Leistungen nach § 3 AsylbLG als solche für verfassungswidrig erklärt. Alleridngs hat das BVerfG auch erklärt, dass es jedenfalls für die in § 2 AsylbLG vorgesehene Dauer von mittlerweile vier Jahren nicht mehr gerechtfertigt sei, von einem nur kurzen Aufenthalt mit möglicherweise spezifisch niedrigem Bedarf auszugehen.
 Die reine Bezugnahme auf Zeiten des Leistungsbezugs nach § 3 unter Nichtberücksichtigung der bisherigen Aufenthaltsdauer dürfte daher nach dem Urteil des BVerfG unzulässig sein.

Zwar können nach dem BVerfG-Urteil alle AsylbLG-Berechtigten Leistungen analog SGB II/XII beanspruchen, der Anspruch auf Bargeldleistungen und auf eine medizinische Versorgung analog SGB V (Krankenversichertenkarte nach § 264 Abs. 2 SGB V iVm § 2 AsylbLG) bleibt jedoch auch künftig den Leistungsberechtigten nach § 2 vorbehalten.

Leistungseinschränkung nach § 1a AsylbLG

Zur Leistungseinschränkung nach § 1a AsylbLG hat das BVerfG sich nicht geäußert, da dies nicht Gegenstand des Vorlageverfahrens war. Allerdings dürfte künftig eine Leistungseinschränkung für geduldete Ausländer, die durch ihr gegenwärtiges Verhalten vorwerfbar die Abschiebung verhindern, oder denen gar ein in der Vergangenheit liegendes Verhalten vorgeworfen wird - die Einreise vor allem aus wirtschaftlichen Motiven - kaum noch zu halten sein. 

Zum einen hat das BVerfG ausdrücklich festgestellt, dass auch der nach § 1a in der Regel gekürzte oder sogar ganz gestrichene Barbetrag zur gesellschaftlichen und sozialen Teilhabe und zur Pflege zwischenmenschlicher Beziehungen zum verfassungsrechtlich garantierten menschenwürdigen Existenzminimum zählt. 

Zum anderen darf das Existenzminimum nicht aus migrationspolitischen Erwägungen eingeschränkt werden. Diese können kein Absenken des Leistungsstandards unter das physische und soziokulturelle Existenzminimum rechtfertigen, da die in Art. 1 Abs. 1 GG garantierte Menschenwürde aus migrationspolitischen Gründen nicht zu relativieren ist.
 Die Kürzungen nach § 1a sind aber allein migrationspolitisch motiviert.

Arbeits- und Ausbildungsverbote
Nach dem Urteil des BVerfG zum verfassungskonformen Existenzminimum für Ausländer scheinen die allein migrationspolitisch begündeten aufenthalts- und asylrechtlichen tatsächlichen Ausbildungs- und Erwerbsverbote sowie die sich daran als arbeitsmarktliche Vorrangprüfung anschließenden faktischen Ausbildungs- und Erwerbsverbote für Asylsuchende, geduldete Ausländer und einen Teil der Ausländer mit humanitärer Aufenthaltserlaubnis nach §§ 22 - 25 AufentG kaum noch vertretbar. Auch das allein migrationspolitisch motivierte absolute Arbeitsverbot bei Duldung gemäß § 11 BeschVerfV müsste aufgehoben werden. 

Der gleichzeitige Ausschluss vieler in Ausbildung befindlicher Ausländer sowohl von Leistungen der Ausbildungsförderung in § 59 SGB III  bzw. § 8 BAföG wie auch von Leistungen nach AsylbLG und SGB II/XII ("leistungsrechtliches Ausbildungsverbot", § 7 Abs. 5 SGB II, § 22 SGB XII ggf. iVm § 2 AsylbLG) und somit von jeglichen existenzsichernden Leistungen aufgrund des eben genannten aufenthaltsrechtlichen Status scheint im Hinblick auf das Grundrecht auf ein verfassungskonformes Existenzminimum nicht mehr zulässig. 

Leistungsausschlüsse für Unionsbürger im SGB II / XII
Nach den Maßgaben des BVerfG zur Existenzsicherung für Ausländer stehen auch die Leistungsausschlüsse in § 7 Abs. 1 SGB II und § 23 SGB XII in Frage, die in der Praxis insbesondere arbeitsuchende Unionsbürger treffen. Diese Ausschlüsse von den das Existenzminimum sichernden Leistungen wurden allein aus migrationspolitischen Erwägungen eingeführt. Genau dies hat das BVerfG jedoch für verfassungswidrig erklärt.

Verfassungsmäßigkeit der Neufestsetzung der SGB II/XII-Regelsätze ab 1.1.2011

Im Zusammenhang mit der für Zeiträume ab 1.1.2011 getroffenen Übergangsregelung geht das BVerfG vorsichtig auf Distanz zur gesetzlichen Neufestsetzung der Regelsätze ab 1.1.2011 durch das RBEG. Dies sei ausweislich der Stellungnahme der Bundesregierung im Vorlageverfahren die einzig verfügbare Bestimmung der Höhe von Leistungen zur Sicherstellung eines menschenwürdigen Existenzminimums. Das BVerfG könne jedoch keine Aussage darüber treffen, "ob auf dieser Grundlage ermittelte Leistungen ... einer verfassungsrechtlichen Kontrolle Stand halten können." Mangels verfügbarer anderer tauglicher Daten bleibe "dem Senat nur die Annahme, dass jedenfalls die wesentlichen Grundbedarfe durch Leistungen in einer am RBEG orientierten Höhe vorübergehend gedeckt werden können."
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